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Als Albina Ruíz vor mehr als 40 Jahren ihr Heimatdorf in Peru 
verließ, um in Lima zu studieren, war sie angesichts der Müllberge 

und der Armut schockiert. Sie fand einen Weg, beides zu bekämpfen.  
Julia Schilly

Mit Recycling aus  
der Obdachlosigkeit A lbina Ruíz wuchs „im 

Dschungel“ von Peru auf, 
wie sie es selbst beschreibt, 

als sechstes von zehn Kindern. Im 
Dorf wurde alles gebraucht und 
somit wiederverwendet. Müll sah 
sie das erste Mal mit 16 Jahren, als 
sie nach ihrem Schulabschluss 
nach Lima zog, um zu studieren. 
Das war 1975. „Mein Vater hat die 
gesamte Ernte verkauft, um mir 
das One-Way-Ticket finanzieren 
zu können, damit ich auf die Uni-
versität gehen kann“, sagt sie. Er 
selbst war Analphabet. Die Kinder 
sollten es besser haben. 

Der erste Eindruck von der 
Hauptstadt hatte für Ruíz nichts 
mit einem „besseren Leben“ zu 
tun. Sie stieg bei einer Haltestelle 
namens „Jungle“ aus dem Bus. Da-
mit waren die Parallelen zu ihrem 
Dorf vorbei, erzählt sie dem 
 STANDARD: „Es gab keinen einzigen 
Baum, dafür Berge von Müll, und 
es stank. Es war ein Schock.“ 

„Arme sind schmutzig“ 
In den folgenden Jahren kon-

zentrierte sie sich auf ihre Studien: 
Als einzige Frau in ihrer Klasse 
schloss sie das Fach Wirtschafts-
ingenieurwesen ab. Es folgte „Öko-
logie und Umweltmanagement“, 
und in Barcelona absolvierte sie 
ihr Doktorat der Chemie. Neben 
ihrer akademischen Karriere enga-
gierte sie sich gegen die Vermül-
lung in ihrem Land – und stieß zu-
nächst auf Widerstand. Als sie bei 
der Gemeinde nachfragte, warum 
manche Stadtteile so verkommen, 
bekam sie als Antwort: „Arme 
Menschen sind halt schmutzig.“ 

Ruíz wollte sich damit nicht zu-
friedengeben. Sie organisierte 
eine Präsentation für verbesserte 
Routen der Müllabfuhr im Rat-
haus. „Ich kam von einer prestige-
trächtigen Universität. Daher wur-
de ich angehört“, sagt sie. Ihre 
Ideen stießen auf offene Ohren: 
„Noch vor meinem Uniabschluss 
gab mir der Bürgermeister einen 
Vertrag.“ Zunächst ging es nur 
 darum, dass „die Menschen nicht 
im Müll ersticken“, sagt sie.  

Nach einigen Jahren kam das 
Recycling als Schwerpunkt dazu. 
Das Sammeln von Papier, Metall 
und Plastik war für viele Obdach-
lose schon länger eine Einkom-
mensquelle. Doch die Arbeitsbe-
dingungen und der Lohn waren 
schlecht. Hier setzte Ruíz an.  

Peru hat laut UN-Entwicklungs-
programm die zweithöchste Ar-
mutsrate in Südamerika. Laut Be-
richt von 2015 lebten 2013 rund 
17 Prozent der städtischen und 53 
Prozent der ländlichen Bevölke-
rung in Armut. Die Ökosysteme 
und die menschliche Gesundheit 
werde laut Autoren am meisten 
durch die ungenügende Entsor-
gung fester Abfälle gefährdet.  

Ruíz fand einen Weg, Recycling 
und Armutsbekämpfung zu kom-
binieren. Mit der Gründung von 
Ciudad Saludable (Gesunde Stadt) 
gab sie ab 2001 den Sammlern 
Werkzeuge, um ihre Arbeit profi-
tabel zu machen. Zunächst wer-
den sie im Recycling ausgebildet, 
danach können sie als selbststän-
dige Unternehmer für die Kom-
munen tätig sein. Dafür bekom-
men sie Schutzkleidung, Gesund-
heitsvorsorge und Impfungen. Als 
größten Erfolg sieht Ruiz, dass 
2009 diese Arbeitsrechte in Peru 
gesetzlich verankert wurden. 

Kosten für Entsorgung sinken 
„Die Menschen müssen sich da-

durch nicht mehr jeden Tag Sor-
gen ums Überleben machen“, sagt 
sie. Und Stadtverwaltungen redu-
zieren ihre Müllentsorgungskos-
ten. Ruíz’ Idee wurde seither in 
vielen Städten Perus und anderen 
südamerikanischen Ländern wie 
Brasilien, aber auch in asiatischen 
Ländern wie Indien adaptiert. Die 
Arbeit wird nicht weniger wer-
den, sagt Ruíz nachdenklich: „Im 
Fernsehen, im Radio – ununter-
brochen hören wir, dass wir mehr 
konsumieren sollen.“ Sie macht 
mit ihren Fingern die Bewegung 
einer Schere und ergänzt: „Wir 
müssen den Müllstrom an der 
Quelle abtrennen.“ 

Tausende Müllsammler fanden 
seit 2001 einen Weg aus der Ob-
dachlosigkeit. Früher verdienten 
sie rund ein bis zwei Dollar pro 
Tag. Heute sind es acht bis zehn 
Dollar, sagt Ruíz: „Die Menschen 
ändern sich dadurch auch inner-
lich.“ Früher seien sie wie Aussät-
zige behandelt worden, nun wer-
den sie respektiert, sagt Ruíz und 
ergänzt: „Wenn ich frage, was sie 
sich am meisten wünschen, höre 
ich oft die gleiche Antwort: Sie 
wollen ihre Kinder auf die Univer-
sität schicken.“ 
Albina Ruíz war im Zuge des Ashoka 
 Visionary Program zu Gast in Wien. 

In Peru wird mit dem Recyceln von Müll Armut bekämpft. Doch der Müllberg wird immer größer,  
sagt Albina Ruíz, die sich seit Jahrzehnten erfolgreich für die Rechte der Müllsammler einsetzt. 
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Neuer Anlauf für Windräder im Lungau gescheitert 
 

Die neu gewählten Gemeindevertreter sollen im Frühjahr über Windenergie entscheiden
Stefanie Ruep 

Salzburg – Erneut ist ein Anlauf für 
die Errichtung der ersten Wind -
räder im Bundesland Salzburg ge-
scheitert. Auf dem Fanningberg in 
Weißpriach, einem Skigebiet, 
sollten acht Windräder entstehen. 
Doch, wie der Standard berichte-
te, haben die Betreiber das Projekt 
nun gestoppt. Der Gegenwind der 
letzten Wochen war stürmisch. 
Die Tourismuswirtschaft warnte 
vor Verschandelung, eine Bürger-
initiative stellte sich gegen die Er-
richtung, und die Kronen Zeitung 
fuhr wochenlang eine Kampagne 
gegen die Windräder.  

Doch diese Ablehnung der 
Windenergie entspricht nicht der 
mehrheitlichen Meinung im Bun-
desland. Das zeigte eine Energie-
umfrage unter 800 Salzburgerin-
nen und Salzburgern, die älter als 
16 Jahre sind, die das Land Anfang 
des Jahres bei der Imas in Auftrag 
gegeben hat. 92 Prozent halten 
Strom aus Windkraftwerken für 
nachhaltig und sinnvoll. 72 Pro-
zent der Befragten finden sogar, 
Windräder seien mit dem Land-
schaftsbild vereinbar.  

Die Umfrage zeigte auch eine 
fast einhellige Zustimmung zur 

Klima- und Energiestrategie des 
Landes. Demnach soll Salzburg 
bis 2050 klimaneutral und ener-
gieautonom sein. Auch 96 Prozent 
der Salzburger wollen bei der 
Energieversorgung unabhängig 
sein. Derzeit liegt der Anteil der 
erneuerbaren Energie bei 48,5 
Prozent. Damit ist Salzburg auf 
Platz drei im Bundesländerver-
gleich, hinter Kärnten und dem 
Burgenland, das 2016 wegen des 
Windkraftausbaus Salzburg vom 
zweiten Platz verdrängte.  

In Weißpriach wurde vor dem 
Rückzug zunächst das Wid-
mungsverfahren für das Projekt 
ausgesetzt. Denn die 15 Bürger-
meister im Lungau haben sich für 
ein gemeinsames Vorgehen im 
 gesamten Bezirk ausgesprochen. 
Sie haben im Regionalverband 
 beschlossen, nach der Gemeinde-
ratswahl im März alle 190 Ge-
meinderäte über die Windräder 
abstimmen zu lassen. „Die neu ge-
wählten Gemeindevertreter wer-
den dieses Zukunftsthema ent-
scheiden“, sagte Manfred Sampl, 
Bürgermeister von St. Michael 
und Regionalverband-Obmann im 
Landtag. Die Mehrheitsentschei-
dung werde in das regionale Ent-
wicklungsprogramm des Lungaus 

aufgenommen und habe damit 
bindenden Charakter für den ge-
samten Bezirk. Ob diese Grund-
satzentscheidung nun ohne Pro-
jekt trotzdem stattfinden wird, ist 
noch unklar. Der Zonenplan für 
Windenergie in Salzburg, der vom 
Land ermittelt wurde, zeigt, dass 
die ertragreichen Standorte im 
Wesentlichen im Lungau sind. 

Die FPÖ hat im Landtag eine 
nicht bindende Volksbefragung 
zu den Windrädern gefordert, er-
hielt aber keine Zustimmung. Die 
bisher geplanten Projekte im Lun-
gau in St. Margarethen und im 
Thomatal wurden beide per Bür-

gerabstimmung begraben. Die Ge-
meinde Weißpriach hat sich übri-
gens für die Windräder ausgespro-
chen, der Aufschrei kam von ande-
ren Lungauer Gemeinden. Die ge-
planten Windräder hätten 16.000 
Haushalte versorgen können.  

Vorzugsflächen abgesagt 
Noch im Vorjahr hatte das Land 

geplant, mit einer überörtlichen 
Raumplanung die Bürgermeister 
zu entlasten. Es sollten Eignungs- 
oder Vorrangflächen im Landes-
entwicklungsprogramm verankert 
werden. Aus dem Büro des für 
Raumordnung zuständigen Lan-
desrats Josef Schwaiger (ÖVP) 
hieß es, dass dies derzeit nicht ge-
plant sei. Eine Neuigkeit für Um-
weltlandesrat Heinrich Schell-
horn (Grüne), der weiterhin für 
eine Verankerung im Landesent-
wicklungsprogramm ist. „Bevor 
der Reihe nach die Projekte abge-
schossen werden, sollten wir uns 
einmal dazu bekennen, wo Wind-
kraftanlagen sinnvoll wären“, be-
tont Schellhorn. Letztlich brauche 
es dann wieder Betreiber, die sich 
auf ein Projekt einlassen. Derzeit 
ist kein Projekt mehr in Salzburg 
Gegenstand eines Verfahrens. 
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Weiterhin nicht ein einziges 
Windrad in Salzburg.
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„Grüner Ring“ soll rund 
um Wien gesichert werden  
Wien – Um Wien soll ein „Grüner 
Ring“ gesichert werden. Laut Lan-
deshauptfraustellvertreter Ste-
phan Pernkopf (ÖVP) sollen damit 
Siedlungsgrenzen und erhaltens-
werte Landschaftsteile verordnet 
werden. „Wir wollen den ‚Grünen 
Ring‘ rund um Wien schließen“, 
sagte er. Dadurch soll ein Zusam-
menwachsen der Ortschaften ver-
hindert werden. (APA) 

 
EU-Umweltrat fixiert 
Position für Klimarat 

Luxemburg – Der EU-Umweltrat 
hat sich in Luxemburg auf die EU-
Position für den Weltklimagipfel 
im Dezember in Katowice einigen 
können. Umweltministerin Elisa-
beth Köstinger als Ratsvorsitzen-
de sprach von einem konstrukti-
ven Kompromiss. Die Ziele bei der 
Reduktion der Treibhausgase wer-
den demnach bekräftigt. (APA)  

 
EU-Umweltrat will 

Einwegplastik verringern 
Luxemburg – Der EU-Umweltrat ei-
nigte sich zudem darauf, Einweg-
plastik deutlich zu reduzieren. 
Ein Kommissionsvorschlag hat 
praktisch einhellige Zustimmung 
gefunden. Allerdings sind noch 
Details auszuhandeln. (APA)
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